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GrünesLicht fürschwarzeListe
DieAbschaffung der Listemit den säumigen Prämienzahlern fällt imKantonsparlament klar durch.

Christian Kamm

Wer hat’s erfunden? Der Thur-
gau hat sie erfunden, die soge-
nannte schwarze Liste, auf der
säumige Prämienzahler ver-
zeichnet sind. Ein solcher Ein-
trag hat schwerwiegende Kon-
sequenzen, denndiebetroffene
Person wird mit einem Leis-
tungsaufschubsanktioniert.Das
bedeutet: Diemedizinische Be-
handlungwirdaufNotfallmass-
nahmen beschränkt.

NeuaufGesetzesstufe
regeln
Das Instrument ist umstritten –
nicht nur im Erfinderkanton
Thurgau. Kürzlich wurde aller-
dingsdasRecht, eine solcheLis-
te zu führen, im Bundesparla-
ment bestätigt. Der Thurgau ist
in der Folge trotzdem gefordert
und muss das Ganze jetzt auf
Gesetzesstufe regeln. Bis anhin
genügte eine Verordnung.

Wasnacheiner reinenForm-
sache klang, wuchs sich in der
Folge schnell zu einer Grund-
satzdiskussionaus.Daswieder-
um konnte angesichts der poli-
tischen Vorgeschichte nieman-
den erstaunen. Denn SP und
Grünebekämpfendie schwarze
Liste im Kanton Thurgau seit
Jahren und fordern deren Ab-
schaffung. So jetzt erneut andie-
semMittwochmorgen imGros-
sen Rat.

NurnochwenigeKantone
habeneine
Den Streichungsantrag stellte
die Grüne-Kantonsrätin Erika
Hanhart (Matzingen). IhreFrak-
tion sei grundsätzlich gegen die
Liste. «Sie muss abgeschafft
werden.» Das sei auch die Hal-
tung des Bundesrats, erinnerte
Hanhart an die Debatten im
Bundeshaus. Gleichzeitig ver-
wies siedarauf, dassnebendem
Thurgau heute nur noch die
Kantone Luzern, Zug und Aar-
gau eine solche Liste führten.
Viele hätten sie wieder abge-
schafft.

UnterstützunggabesvonderSP.
Deren Sprecherin Nina Schläfli
(Kreuzlingen) hatte bereits in
der Eintretensdebatte die
schweren Bedenken ihrer Frak-
tion aufgelistet. Die Botschaft
derRegierungenthalte keine ju-
ristischen Überlegungen über
dieZulässigkeitdiesesGesetzes.
Folglich: «Ich bin mir nicht
sicher, ob es vor Gericht stand-
haltenwürde.»Zudemmonier-
te Schläfli etwa die folgen-
reiche Einschränkung der
Menschenrechteunddasskeine
statistischen Erfahrungen mit
dem Case Management vor-
handen seien. Letzteres bieten
die Thurgauer Gemeinden an,
um säumige Prämienzahler
bei derBewältigung ihrerfinan-
ziellen Probleme zu unterstüt-
zen.

Auch dass nicht zwischen
Zahlungsunfähigen und Zah-
lungsunwilligen differenziert
werde, ist Schläfli ein Dorn im
Auge. Die Regierung behaupte

einfach, dass die Betreffenden
nicht zahlen wollten. «Den Be-
weisdafürhat siebisheutenicht
erbracht.»

Regierung listet
Zahlenauf
In den Augen aller anderen
Fraktionen haben sich sowohl
die schwarze Liste als auch das
CaseManagementderGemein-
den bewährt. Und die Kantons-
regierung hatte in ihrer Bot-
schaft auchkonkreteZahlenpa-
rat: Demnach ist die Zahl der
aktiven Leistungsaufschübe im
Thurgau zwischen 2015 und
2021 von 8786 auf 4688 gesun-
ken. Die Kosten für Verlust-
scheine sankenvon2,79auf2,16
MillionenFranken – obwohl die
Kantonsbevölkerung im selben
Zeitraumumgut 19000Perso-
nen gewachsen ist. Darüber
hinaus habe der Thurgau
schweizweit die tiefsten Prä-
mienausstände, betonte Regie-
rungsrat Urs Martin in der De-

batte. «Und das ist sehr erfreu-
lich.»

«Das Verweigern der Prä-
mienzahlung ist keinKavaliers-
delikt», sagte Kurt Baumann
(SVP, Sirnach). Das Case Ma-
nagement in den Gemeinden
habe sich eingespielt. Das sah
auch IwanWüst (EDU, Tuttwil)
so. Und: Die Vorteile der Liste
würdenüberwiegen. IndenAu-
gen von Alexander Sigg (GLP,
Wallenwil) ist sie nicht nur ein
wirksames Instrument, sondern
stärkt auchdieEigenverantwor-
tung. Das Case Management
bringezwareinengewissenAuf-
wand für die Gemeinden mit
sich, sagte Sandra Stadler (Mit-
te, Güttingen), lohne sich aber
langfristig, indem ein späterer
Sozialhilfefall verhindert wer-
den könne.

Hanharts Streichungsantrag
scheitertemit 86Neingegen25
Ja klar. Ebenso chancenlos war
ein Antrag Schläflis: Sie wollte
den Gemeinden die Möglich-

keit geben, in begründeten Fäl-
len befristete Ausnahmen vom
medizinischen Leistungsauf-
schubzubeschliessen (80Nein,
32 Ja).

Angesichts des politischen
Schlagabtauschs zur schwarzen
Liste säumiger Prämienzahler
gingetwasunter, dassdieVorla-
ge noch zwei weitere Änderun-
gen desKrankenversicherungs-
gesetzesumfasst. Somüssen im
ZugederUmsetzungderPflege-
initiative künftig auch Spitex-
Organisationen einer Ausbil-
dungsverpflichtung nachkom-
men oder eine Ersatzabgabe
leisten.

Undschliesslichwirdauf In-
itiative des Thurgauer Gemein-
deverbandseinfinanziellerAus-
gleichunterdenGemeinden ins
Gesetzgeschrieben.Dies imZu-
sammenhang mit Kosten, die
für die Kinderspitex anfallen
und vonGemeinde zuGemein-
dejeweilsextremenSchwankun-
gen unterliegen.

Eine politische Breitseite gegen die schwarze Liste: SP-Kantonsrätin Nina Schläfli. Bild: Andrea Tina Stalder

ThurgaubleibtNehmerkanton
DerGrosser Rat akzeptiert die Realität: Befreiung aus der finanziellen Abhängigkeit ist nicht realistisch.

ThomasWunderlin

DieRichtlinien seinerPolitikhat
derThurgauerRegierungsrat in
seiner 2019 erschienenen Bro-
schüre «Vision 2040» darge-
legt. Bei der Lektüre habe ihm
etwas gefehlt, sagte der Egna-
cher SVP-Kantonsrat Stephan
Tobler amMittwoch imGrossen
Rat: «DerRegierungsrat hat gar
keinefinanzielleVision.»Diese
Lücke wollte Tobler mit seiner
Interpellation schliessen.Deren
Titel enthielt Toblers Vision:
«VomNehmer- zumGeberkan-
ton».

Zu verwirklichen wäre die-
ses Ziel nur mit einer riskanten
aggressiven Tiefsteuerpolitik,
erklärtederRegierungsrat inder
Interpellationsantwort. Das
könne in einem gewaltigen
Knieschuss enden, warnte Fi-

nanzdirektor Urs Martin (SVP)
in der Diskussion über Toblers
Interpellation am Mittwoch im
Rathaus Frauenfeld.

Toblerbuchstabierte zurück:
Vom Geber- zum Nehmerkan-
ton sei alsMetaphergemeint.Es
gehe ihm darum, das Ressour-
cenpotenzial zu stärken. Nebst
einer erträglichen Steuerlast
undeinemgutenWohnangebot
seiendafür auchKultur, Freizeit
und Bildungwichtige Faktoren,
führte Tobler aus. Um ein
Wachstum zu erreichen, müsse
man regional differenziert vor-
gehen.VerschiedeneThurgauer
Industriefirmen seien in ihrem
BereichWeltmarktführer.

Wachstumverlangt
Infrastrukturausbau
KennesiedasZiel,Geberkanton
zu werden, wisse die Kantons-

verwaltung, wohin die Reise
gehe, attestierte Maja Brühl-
mann (SVP, Sulgen) dem
früheren SVP-Fraktionspräsi-
denten.

Peter Bühler (Mitte, Etten-
hausen)hatZweifel, obderPreis
diese Reise wert ist. Mit einem
starken Wirtschaftswachstum
und einer massiven Bevölke-
rungszunahme müsste ebenso
die Infrastruktur ausgebautwer-
den.

Er habe die metaphorische
Absicht verkannt, entgegnete
mit leichter Ironie Felix Meier
(SP, Romanshorn). Er hielt we-
nig von der Vision respektive
Metapher, vom Nehmer- zum
Geberkanton zuwerden: «Wes-
halb ist das ein valables Ziel?»

Laut Sandra Reinhart (GP,
Amriswil) betreibt der Thurgau
bereits eine Tiefsteuerpolitik.

Sie bemängelte, dass er sein
Steuerpotenzial nicht ausschöp-
fe, dies imUnterschied zu Kan-
tonen wie Solothurn, Freiburg
und Jura.

Tobler noch überbieten will
hingegenMarcelWittwer (EDU,
Schocherswil): Das Ziel müsse
nicht nur die Unabhängigkeit
vomFinanzausgleich sein, son-
dern auch von den Zahlungen
derNationalbank.

Wirtschaft viaSteuern
fördern
Die FDP glaube, der Thurgau
könne sich strukturell verbes-
sernundeinigeandereKantone
überholen, sagteKristianeViet-
ze (Frauenfeld).Mit derOECD-
Mindeststeuer werde sich der
Steuerwettbewerb unter den
KantonenzueinemWirtschafts-
förderwettbewerb verändern:

«Uns Freisinnigen stehen die
Haare zuBerge.»EinSchritt zur
Standortförderung habe der
Thurgau am Wochenende mit
Annahme des TKB-Pakets ge-
macht. Eventuell brauche er
auch ein Standortfördergesetz;
alleKantonehättenein solches,
abgesehenvonGenf,Zürichund
demThurgau.

StefanLeuthold (GLP,Frau-
enfeld) verlasdasVotumdesab-
wesenden Fraktionskollegen
Reto Ammann (Kreuzlingen).
Dieser hatte ChatGPT befragt,
wie der Thurgau sein Ressour-
cenpotenzial verbessernkönne.
Die künstliche Intelligenz
hat - wie nicht anders zu erwar-
ten - keineeigene Idee, sondern
empfiehlt unter anderem, Inno-
vation und Tourismus zu för-
dernunddieBildung zu verbes-
sern.

Gsaat isch gsaat

«Das ist Zweiklassenmedizin:
Die einen zahlendiePrämien,
die andern zahlen sie nicht.»
Kurt Baumann (SVP, Sirnach)
unterstützt die schwarze Liste
der säumigen Prämienzahler.

«Viele von uns werden 2040
nicht mehr hier sein – mit
Ausnahme von Brunner und
Vögeli, die längerfristige En-
gagements haben.»
RegierungsratUrsMartin (SVP)
spielt auf die amtsältestenKan-
tonsräte an, beide heissen Max
und sie sind beide seit 1992 im
Amt. (wu)

Verbesserte
Auslastungder
Hilfsangebote

Demenz Die zunehmendeZahl
Demenzkranker erfordert An-
gebote zur Entlastung ihrer An-
gehörigen. Dieses Ziel hat eine
überparteilicheMotion, die der
Grosse Rat mit 111 Ja-Stimmen
ohneGegenstimmeüberwiesen
hat.Konkret geht esdarum,dass
Institutionenwie die «Oase» in
Amriswil und Romanshorn mit
einer Bewilligung der Gemein-
de bis zu sechs Personen be-
schäftigen dürfen. Bisher
braucht es abvierBeschäftigten
einekantonaleBewilligung.Um
diese zuerhalten, ist ein grösse-
rer administrativerAufwander-
forderlich. Mit der unkompli-
zierten Vergrösserung ihrer Be-
schäftigtenzahl können die
Betriebe ihre Auslastung spür-
bar verbessern, sagte Gabriel
Macedo (FDP, Amriswil). Elisa-
beth Rickenbach (EVP, Thun-
dorf) strich heraus, dass die Be-
schäftigtenmeist ehrenamtlich
tätig seien. Sieerhoffesicheinen
Ausbau solcher Angebote. Mit
ihrerHilfe könntenAngehörige
Luft holen, da sie über Stunden
entlastet würden. Eine Konkur-
renz zur Spitex werde nicht ge-
schaffen. (wu)

MehrKormorane,
wenigerFische
Bodensee In Egnach sei eine
neue Kormorankolonie innert
dreier Jahre auf 180 Brutpaare
gewachsen, sagteEvelineBach-
mann (SVP, Frauenfeld) in der
parlamentarischen Fragestun-
de. Die Brutpaare am ganzen
Bodenseebezifferte sie aufüber
1200. Demgegenüber sei beim
FischfangeinNegativrekordvon
150Tonnen zuverzeichnen. Sie
wollte wissen, wie sich der Re-
gierungsrat zueinemKormoran-
Management stelle. Ihr seiendie
Hände gebunden, sagte SP-Re-
gierungsrätin Cornelia Kom-
posch. Man habe versucht, ein-
zelneKormorane imHerbst und
Winter abzuschiessen, um die
andern Kormorane zu vergrä-
men. Das Verwaltungsgericht
habe das 2020 «zu unserm Be-
dauern» untersagt. Eingriffe in
die Brut seien nur beim Nach-
weis konkreter Schäden zuläs-
sig.DerEinflussdesKormorans
seiwissenschaftlichnicht genau
zubestimmen.Baden-Württem-
berg prüfe ein Kormoranma-
nagement, demderThurgauof-
fen gegenüberstehe. (wu)


